
I� Von Guido Nischwitz und Reimar Molitor 
m Zusammenspiel mit dem Leitbild einer nach-
haltigen Entwicklung ergeben sich im politi-

schen Mehrebenensystem spürbare Verschiebun-
gen, in denen die Steuerungskompetenzen und  
-fähigkeiten räumlicher, gesellschaftlicher und 
wirtschaftlicher Entwicklung neu gefasst werden. 
Dabei erfahren sowohl die globale als auch die re-
gionale Handlungsebene eine deutliche Aufwer-
tung. Gleichzeitig treten neue Steuerungsformen 
auf, die in der gesellschaftspolitischen Diskussion 
zunehmend mit dem Begriff Governance besetzt 
werden. Ähnlich wie bei Nachhaltigkeit besteht 
dabei eine  hohe Anzahl unterschiedlichster Defini-
tionen und Verwendungen. Governance wird in 
verschiedenen wirtschaftlichen, politischen und 
räumlichen Bezügen diskutiert: Corporate Gover­
nance, Good Governance, Sustainable Gover­
nance‚ Global Governance oder auch Local and 
Regional Governance. 
In diesem Beitrag wird Governance als ein Ins­
trument verstanden, das für eine Verknüpfung 
der drei zentralen Steuerungsformen Markt, Hie
rarchie und Netzwerke/Zivilgesellschaft steht. 
Governance umfasst somit jene institutionellen 
und gesellschaftlichen Strukturen, Politiken, Ent-
scheidungsprozesse, formelle sowie informelle 
Regelungen, die sich auf die gesellschaftliche Aus-
einandersetzung mit den Themen Macht, Ent-
scheidung und Partizipation konzentrieren (1). 
Im Gegensatz zum enger definierten staatlichen 
Steuerungssystem Government öffnet bzw. eröff­
net Governance durch seine bewusste Unschärfe 
und Offenheit neue Möglichkeiten der Steuerung 
gesellschaftlicher Entwicklung, gerade auch für 
eine nachhaltige Entwicklung. Governance ist 
damit mehr als Government und als eine Ver-
knüpfung von Akteuren in einem Netzwerk. 

 Was ist Regional Governance?

Der räumliche und damit integrative Bezug des 
Governance-Konzepts gewinnt erst in den vergange-
nen Jahren an Bedeutung. Dabei kristallisiert sich 
die regionale Handlungsebene als zentrale Kategorie 
für eine Operationalisierung und strategische Um-
setzung heraus. Insbesondere auf der regionalen 
Ebene haben sich im Laufe der neunziger Jahre so-
wohl modifizierte als auch neue Formen politisch-
institutioneller Steuerung, kooperativer Regelungs-
strukturen und zivilgesellschaftlicher Selbstorgani-
sation entwickelt (2). Eine Ursache sind bottom-up 
Ansätze und Aktivitäten im Rahmen von Agenda 21-
Prozessen, Netzwerkbildungen und neue Koopera-
tionsformen von Wirtschaft, Politik und Gesellschaft 
innerhalb regionaler Entwicklungsprozesse. Mit 
etwas Zeitverzug hat der politisch-administrative 
Bereich auf diese Problemlösungsaktivitäten rea-
giert. Im Zuge eines sich verändernden Steuerungs-
verständnisses werden seitens der Europäischen 
Union und der Nationalstaaten die Gestaltungsspiel-
räume für die lokale und regionale Ebene deutlich 
erhöht und flexibilisiert. 
Die damit einhergehende Prozess- und Akteurs
orientierung sowie eine flexible, teils projektbezo-
gene Definition von Region befördern den Aufbau 
von erst in Ansätzen erkennbaren Regional-Gover-
nance-Strukturen. Es entstehen neue Akteurskon-
stellationen und Institutionen, die bürgerschaftli-
ches Engagement und Aktivitäten der Wirtschaft für 
eine regionale Entwicklung verknüpfen. Beispiele 
hierfür sind vor allem regionale Entwicklungsgesell-
schaften oder Regionalagenturen, die neben die 
klassischen Entwicklungsinstitutionen treten.

 Warum Regional Governance?

In vielen Handlungsfeldern, wie Verkehr und Mo-
bilität, Landwirtschaft und Ernährung, Bauen und 
Wohnen oder Ver- und Entsorgung, erweist sich 
die Region zunehmend als zentrale Ebene für eine 
problemadäquate Abstimmung und Koordinie-
rung. Konflikte und Problemlagen sowie entspre-
chende Lösungsmöglichkeiten sind für die Akteu-
re vor Ort unmittelbarer zu erfahren und zu erar-
beiten. Regional Governance bezeichnet den 
hierfür notwendigen Kommunikations- und Steue-
rungsprozess. Sie stellt eine Möglichkeit zur Kom-
plexitätsreduktion gesellschaftlichen Wandels im 
Sinne einer Abbildung und Erklärung von Ent-
wicklung im Raum dar. Die Anwendungsrelevanz 
ergibt sich aus der strategischen Bedienung der 
räumlichen Umsetzungsebene, die im Mittelpunkt 
der Alltags- und Arbeitswelt der Akteure steht.
Regional Governance wird darüber hinaus häufig 
als Chance verstanden, eine nachhaltige Raument-
wicklung zu initiieren, befördern und zu steuern 
(3). Zentrale Elemente sind:
● Neugestaltung der Interaktionen und Interde-
pendenzen zwischen Administration, Wirtschaft 
und Zivilgesellschaft: Bildung und Erfassung 
neuer Akteurskonstellationen, Netzwerke und Ko-
operationen, Aufbau neuer und Wandel bestehen-
der Institutionen und Instrumentarien.
● Etablierung von Kommunikationsprozessen als 
das konstituierende Element regionaler Entwick-
lungsprozesse.
● Entfaltung kontextbezogener räumlicher Zu-
schnitte, zum Beispiel thematische Regionen oder 
Regionen auf Zeit, jenseits administrativer Gren-
zen. In Deutschland steht man vor der besonde-
ren Herausforderung, zwischen der stark hierar-
chisierten Raumordnung bzw. der Regionalpolitik 
sowie den projektbezogenen Regionszu- 
schnitten in der Praxis zu vermitteln.
● Heterogenität regionaler Zielsetzungen und 
Steuerungsformen (Governance-Styles).
● Bestimmung gemeinsamer regionaler Entwick-
lungsleitbilder („common grounds“).
● Paradigmenwechsel von einer relativ statischen 
Planung von Entwicklung hin zu einem dynami-
schen Initiieren, Formen und Begleiten regio-
naler Entwicklung.
● Verlagerung von Entscheidungs- und Hand-
lungskompetenzen auf die regionale Ebene; Stär-
kung regionaler Selbstorganisation.

 Erfahrungen in Deutschland
Im Gegensatz zum europäischen Diskurs ist der 
räumliche Zugang zu Governance in Deutschland 
bislang nur sehr eingeschränkt aufgegriffen wor-
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Gerade in Deutschland sind noch Defizite zu überwinden

Regional Governance als Motor 
einer nachhaltigen Entwicklung?
Der dynamische Wandel von Wirtschaft, Gesellschaft und Umwelt verändert die 
Kontextbedingungen für eine Steuerung gesellschaftlicher Entwicklung grundle-
gend. Im Spannungsfeld zwischen Globalisierungs- und Regionalisierungsten-
denzen erweisen sich herkömmliche, staatliche Regelungsmechanismen als 
immer weniger geeignet und in der Lage, die Herausforderungen zu bewältigen. 
Angesichts des Handlungsdrucks entwickeln sich auf der regionalen Ebene An-
sätze neuer Steuerungsformen.
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den. Kennzeichnend ist eine eher positivistisch 
geprägte Auseinandersetzung mit Governance, die 
beim räumlichen Bezug häufig zu stark in sektora-
len Zugängen und administrativen Konstrukten 
verhaftet bleibt. Zwischen dem Anspruch an eine 
ganzheitliche und integrative Sichtweise und den 
eher disziplinverhafteten Beiträgen klafft ein be-
deutender Widerspruch. Eine Aufarbeitung dieser 
Defizite steht erst am Anfang. Ein Management der 
Schnittstellen zwischen den verschiedenen 
räumlichen, gesellschaftlichen und wirtschaftli-
chen Governance-Ebenen fehlt (4).
Bei der inhaltlichen Beschreibung von Regional 
Governance lassen sich anhand einer Experten-
befragung des IÖW, Wuppertal, in Deutschland 
grob drei Positionen unterscheiden:
● Netzwerkbildung / Akteursbezug: ein Zusam-
menwirken öffentlicher und privater Akteure zur 
Steuerung räumlicher Entwicklungsprozesse.
● Integrierte Zusammenführung zentraler 
Steuerungsformen: eine Kombination traditio-
neller harter und weicher Steuerungsansätze.
● Aufbau von informellen Parallelstrukturen: 
Bildung informeller Kooperationsformen parallel 
und teilweise auch in Konkurrenz zu etablierten 
politisch-administrativen Strukturen.
Regional Governance wird demnach noch eng in 
Abgrenzung zur hierarchisch verfassten Raum
ordnung bestimmt und auf informelle Akteurs-
strukturen bezogen. Diese Definition verstärkt 
den enormen Legitimationsdruck, dem das Kon-
zept unterliegt. Die Fragen nach der demokrati-
schen Legitimation, den Effektivitäts- und Legiti-
mitätsgewinnen, Transaktionskosten, Grenzen 
und Gefahren sowie der Kontrolle bleiben bislang 
unbeantwortet. 
Eng mit diesem Forschungsbedarf ist die Frage nach 
empirischen Beispielen für Regional Governance 
verbunden. Sind Lokale und Regionale Agenda 21-
Prozesse oder Public-private-Partnerships bereits 
Fallbeispiele für Governance? Angesichts des bislang 
nicht gelösten Problems der Einbeziehung von Wirt-
schaft und Unternehmen in Agenda-Prozesse oder 
der Nichtberücksichtigung neuer Akteurs
konstellationen in Planungsvorgängen erscheint 
dies mehr als fraglich. Insofern überrascht es auch 
nicht, dass bei der Benennung entscheidender Ak-
teure ein „bunter Blumenstrauß“ bestehend aus 
jeweils relevanten Akteuren bzw. stakeholdern 
präsentiert wird, was wiederum die Frage nach 
einer generellen Übertragbarkeit aufwirft.
Regional Governance lässt derzeit in der deut-
schen Debatte viele Forschungsfragen offen:

● Welche institutionellen und instrumentellen 
Voraussetzungen benötigt Regional Governance?
● Welche regionsspezifischen Ausgangslagen 
bilden welche Governance-Styles aus?
● Wer muss und darf in welcher Konstellation 
für die Region strategisch denken?
● Wer macht Governance und wie ist Regional 
Governance organisiert?
● Wie werden Nachhaltigkeitsprinzipien in Pro-
zesse von Regional Governance eingebettet? 
Regional Governance, verstanden als strategi-
scher Prozess für eine nachhaltige Raumentwick-
lung, steht vor der entscheidenden Herausforde-
rung, wie die Spielregeln, insbesondere der Kom-
munikationsprozesse, bestimmt werden. Auf 
europäischer Ebene schickt sich die EU-Kommis-
sion an, entsprechend abgestimmte Rahmenbe-
dingungen spätestens ab 2007 einzuführen. Re-
gionen, die derzeit Governance-Strukturen vor 
Ort testen, haben sich – auch mit Blick auf die 
Fördermittelakquisition – auf den Weg in Rich-
tung Zukunftsfähigkeit gemacht (5).
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Fundraising 

Das Finanzierungshandbuch für Umwelt­
initiativen und Agenda 21-Projekte

Geld- und Kooperationspartner fallen nicht vom 

Himmel. Das wissen auch die Umwelt- und Agen-

da 21-Initiativen, die sich ständig auf der Suche 

nach passenden Förderern und Partnern für Pro-

jekte befinden. Gerade kleine Initiativen können 

Berge versetzen, wenn gute Ideen, ein durchdach-

tes Konzept und die richtigen Menschen zusam-

mentreffen. 

Das neue Handbuch Fundraising zeigt, wie Finan-

zierungsprobleme erfolgreich gelöst werden kön-

nen. Auf über 400 Seiten finden Projektinitiativen 

alles zum Thema Finanzierung. In dieser Form ein-

zigartig im deutschsprachigen Raum sind die um-

fangreichen und übersichtlich dargestellten Por-

träts von rund 100 Umweltstiftungen.

Über 40 Fundraising-PraktikerInnen haben an die-

sem Handbuch mitgewirkt. Sie informieren über 

die aktuellen Fundraisingtrends sowie die neuen 

Möglichkeiten, die sich heute durch das Internet 

ergeben.
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